
BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL
VII ZR 189/97

in dem Rechtsstreit 
Nachschlagewerk: ja

BGHZ:____________ ja

HOAI § 10

a) Anforderungen an die Prüfbarkeit einer Architekten­
schlußrechnung ergeben sich aus den Informations- und 
Kontrollinteressen des Auftraggebers. Diese bestimmen 
und begrenzen Umfang und Differenzierung der für die 
Prüfbarkeit erforderlichen Angaben der Schlußrechnung.

b) Die Anforderungen an Kostenermittlungen als Anknüp­
fungstatbestand für die Berechnung des Architektenho­
norars müssen nicht die gleichen sein wie die an Ko­
stenermittlungen, die als Architektenleistungen zu ho­
norieren sind.

c) Für die Kostenermittlung im Zusammenhang mit der Rech­
nungsstellung ist für den konkreten Fall zu prüfen, 
was die berechtigten Informationsinteressen des Auf-
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traggebers an Umfang und Differenzierung der Angaben 
erfordern.

d) Anforderungen an die Ermittlung der anrechenbaren Ko­
sten dienen allein der Überprüfung der Rechnungsstel­
lung. Für diesen Zweck genügt eine Aufstellung, aus 
der ersichtlich ist, ob und gegebenenfalls welche Ko­
sten gemäß § 10 HOAI voll, gemindert oder gar nicht 
Grundlage der Honorarberechnung sein sollen.

BGH, Urteil vom 18. Juni 1998 - VII ZR 189/97 - OLG Naumburg
LG Halle
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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 18. Juni 1998 durch die Richter 
Prof. Dr. Thode, Prof. Quack, Dr. Wiebel, Dr. Kuffer und 
Dr. Kniffka

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Ur­
teil des 9. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts Naumburg vom 13. Mai 1997 aufgehoben.

Die Sache wird zur neuen Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revi­
sion, an das Berufungsgericht zurückverwie­
sen.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

Tatbestand;

Die Klägerin verlangt aus einem Architektenvertrag vom 
9. Oktober/7. November 1993 restliches Honorar für Archi­
tektenleistungen der Leistungsphasen 1 bis 8. Dieses hat 
sie mit Schlußrechnung vom 17. Juli 1995 und vom 
28. Oktober 1996 in Rechnung gestellt. Aus der letzteren 
Schlußrechnung berechnet sie ihre Restforderung mit 
64.558,72 DM zuzüglich Zinsen. Diese Forderung macht sie 
jetzt geltend. Die Klage hatte in beiden Vorinstanzen kei­
nen Erfolg, weil die Prüffähigkeit der Rechnungen verneint 
wurde. Hiergegen wendet sich die Revision der Klägerin.

Entscheidungsgründe:

Die Revision der Klägerin hat Erfolg. Sie führt zur 
Aufhebung des Berufungsurteils und zur Zurückverweisung der 
Sache an das Berufungsgericht.

I.
In Übereinstimmung mit dem Landgericht hält das Beru­

fungsgericht die Klage mangels prüfbarer Schlußrechnung für 
derzeit unbegründet. Das gelte für beide Schlußrechnungen. 
Hinsichtlich der früheren Schlußrechnung vom 17. Juli 1995 
folgt das Berufungsgericht ohne Ergänzungen der Auffassung 
des Landgerichts. Danach soll die Schlußrechnung deshalb
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nicht prüffähig sein, weil sie eine Aufgliederung nach ein­
zelnen Gewerken vermissen lasse.

Auch die Rechnung vom 28. Oktober 1996 erfülle die An­
forderungen nicht. Der Beklagte werde durch sie nicht in 
die Lage gesetzt, die Berechtigung der klägerischen Ho­
norarforderung sachlich zu prüfen. Die Kostenberechnung sei 
in Kostengruppen aufgegliedert, diese Aufgliederung sei je­
doch in Anbetracht der Besonderheit des streitgegenständli­
chen Bauvorhabens nicht ausreichend. Unter Punkt 3.1.2 bis 
3.13 sei für Ausbauarbeiten ein Posten in Höhe von 
363.869 DM aufgeführt. Da es sich bei dem Bauvorhaben des 
Beklagten um die Modernisierung, den Umbau und die Instand­
setzung eines Gebäudes handele, bestehe der größte Teil der 
auszuführenden Leistungen (konkret 68,77 %) in Ausbauarbei­
ten. Da die Kostenberechnung grundsätzlich dazu diene, die 
angenäherten Gesamtkosten zu ermitteln und, sofern sie 
rechtzeitig erbracht werde, die Grundlage für die Entschei­
dung bilde, ob die Baumaßnahme wie geplant durchgeführt 
werden solle, könne sie ihre Aufgabe bei einem Umbauvorha­
ben nur dann erfüllen, wenn eine Aufteilung in die einzel­
nen Gewerke erfolge. Für den vorliegenden Fall gelte nichts 
anderes. Der Beklagte könne die Kosten für Ausbauarbeiten, 
die den Kern seines Bauvorhabens bildeten, nur dann nach­
prüfen, wenn diese Ausbauarbeiten in einzelne Gewerke un­
tergliedert seien. Dies gelte um so mehr, als die Klägerin 
ihrer ersten Schlußrechnung der Abrechnung der Leistungs­
phasen 1 bis 4 eine nach Gewerken aufgegliederte Preis­
schätzung vom November 1992 zugrunde gelegt habe, die die 
Gesamtkosten in Höhe von 330.000 DM einschließe. Dies zei­
ge, daß gerade in der Kostengruppe Ausbauarbeiten größere
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Abweichungen der von der Klägerin zunächst geschätzten Ko­
sten aufgetreten seien. Eine Überprüfung dieser Abweichun­
gen und damit der anrechenbaren Kosten insgesamt werde 
durch die pauschalen Kosten der Darstellung für die Ausbau­
arbeiten verhindert.

Die Klägerin habe die beschriebenen Mängel der Kosten­
berechnung mit der Vorlage der nach einzelnen Gewerken auf­
gegliederten Aufstellung in der mündlichen Verhandlung zwar 
nachträglich beseitigt, diese Nachbesserung sei allein je­
doch nicht geeignet, die Prüffähigkeit der Schlußrechnung 
herbeizuführen. Denn die Kostenfeststellung vom 28. Oktober 
1996 bilde keine ausreichende Grundlage für die Erstellung 
einer prüffähigen Schlußrechnung. Die Darstellung müsse 
nämlich in ihrer Genauigkeit und Übersichtlichkeit dem 
Formblatt DIN 276 Teil 3 Anhang C (Kostenanschlag) entspre­
chen. Dabei sollten die Gesamtkosten nach Kostengruppen bis 
zur zweiten Ebene der Kostengliederung unterteilt werden, 
für Vergleiche und Auswertungen solle mindestens in die 
dritte Ebene gegangen werden. Da im vorliegenden Fall Ein­
zelrechnungen der Bauunternehmer vorlägen, hätte die Kläge­
rin keine unüberwindbaren Schwierigkeiten, ihre Darstellung 
bis in die dritte Ebene aufzugliedern. Die Klägerin habe 
sich jedoch in ihrer Darstellung auf die erste Ebene be­
schränkt, die allenfalls für eine Kostenschätzung ausrei­
che.
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II.

Dagegen wendet sich die Revision der Klägerin mit Er­
folg. Das Berufungsgericht überspannt die Anforderungen, 
die hier an die Prüfbarkeit der Schlußrechnungen zu stellen 
sind.

1. Wie das Berufungsgericht an sich nicht verkennt, 
ergeben sich die Anforderungen an die Prüfbarkeit einer Ar­
chitektenschlußrechnung aus den Informations- und Kontroll- 
interessen des Auftraggebers. Diese bestimmen und begrenzen 
die Anforderungen an die Prüfbarkeit. Die Prüfbarkeit der 
Rechnung ist somit kein Selbstzweck (Senatsurteil vom 
18. September 1997 - VII ZR 300/96 = BGHZ 136, 342 =
BauR 1997, 1065 = ZfBR 1998, 25). Unter welchen Vorausset­
zungen eine Schlußrechnung als prüffähig angesehen werden 
kann, kann nicht abstrakt bestimmt werden. Die Anforderun­
gen an die Prüffähigkeit hängen vielmehr von den Umständen 
des Einzelfalls ab (BGH, Urteil vom 9. Juni 1994
- VII ZR 87/93 = NJW-RR 1994, 1238 = BauR 1994, 655 =
ZfBR 1994, 219; BGH, Urteil vom 27. Oktober 1994
- VII ZR 217/93 = BGHZ 127, 254 = NJW 1995, 399 =
BauR 1995, 126 = ZfBR 1995, 73). Das Erfordernis der Prüf­
fähigkeit soll den Auftraggeber in die Lage versetzen, die 
Rechnung zu prüfen und die Richtigkeit der einzelnen Ansät­
ze zu beurteilen (BGH, Urteil vom 1. März 1990
- VII ZR 132/89 = NJW-RR 1990, 725 = BauR 1990, 382 =
ZfBR 1990, 189 f; BGH, Urteil vom 9. Juni 1994
- VII ZR 87/93 = NJW-RR 1994, 1238 = BauR 1994, 655 =
ZfBR 1994, 219; BGH, Urteil vom 27. Oktober 1994
- VII ZR 217/93 = BGHZ 127, 254 = NJW 1995, 399 =
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BauR 1995, 126 = ZfBR 1995, 73). Dafür ist unter anderem 
der beiderseitige Kenntnisstand über die tatsächlichen und 
rechtlichen Umstände von Bedeutung, auf denen die Berech­
nung des Honorars beruht.

a) Speziell für die der Rechnung beizufügende Kosten­
ermittlung ist in diesem Zusammenhang festzuhalten, daß die 
Anforderungen an Kostenermittlungen als Anknüpfungstatbe­
stand für die Honorierung von Architektenleistungen (§ 10 
HOAI) deshalb nicht notwendig die gleichen sein müssen, wie 
die an Kostenermittlungen, die als Architektenleistungen zu 
honorieren sind. So dient die Kostenfeststellung als zu ho­
norierende Architektenleistung beispielsweise wesentlich 
auch der Kostendokumentation und der durch eine geordnete 
Dokumentation ermöglichten Analyse der Kostenstruktur, an 
der der Auftraggeber aus mancherlei Gründen, etwa zur Kon­
trolle der Architektenleistungen oder für das Bauwerk be­
treffende künftige wirtschaftliche Entscheidungen, ein be­
rechtigtes Interesse haben kann. Mit Recht wird deshalb in 
der Literatur gefordert, daß die nach § 15 Abs. 2 Nr. 8 
HOAI zu honorierende Kostenberechnung eine ausdifferenzier­
te Kostenanalyse erfordert, die sich als Grundlage für nach 
Sachlage gebotenen wirtschaftlichen Entscheidungen eignet 
und deren Fehlen Folgen für die sachliche Berechtigung des 
Honoraranspruchs haben kann.

b) Für die Kostenermittlung im Zusammenhang mit der 
Rechnungsstellung ist für den konkreten Fall zu prüfen, was 
die berechtigten Informationsinteressen des Auftraggebers 
an Umfang und Differenzierung der Angaben erfordern. Für 
die Prüfung der Rechnung werden die fraglichen Differenzie-
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rungen häufig nicht erforderlich sein. Das gilt vor allem 
für Differenzierungen, die sich tatbestandsmäßig nicht auf 
die anrechenbaren Kosten auswirken.

2. Das Berufungsgericht hat diese Grundsätze nicht be­
achtet. Es stellt abstrakte, nicht auf den Einzelfall bezo­
gene Anforderungen. Es prüft nicht die konkreten Informati­
onsinteressen und es hat auch nicht berücksichtigt, daß die 
Informationsinteressen zum Zweck der Rechnungsprüfung sich 
nicht mit den verschiedenen, nach § 15 Abs. 2 HOAI zu ver­
gütenden Kostenermittlungen decken. Anforderungen an die 
Ermittlung der anrechenbaren Kosten dienen allein der Über­
prüfung der Rechnungsstellung. Für diesen Zweck genügt eine 
Aufstellung, aus der ersichtlich ist, ob und gegebenenfalls 
welche Kosten gemäß § 10 HOAI voll, gemindert oder gar 
nicht Grundlage der Honorarberechnung sein sollen.

Hiervon unabhängig hat das Berufungsgericht übersehen, 
daß die angegebenen anrechenbaren Kosten unstreitig in die­
ser Höhe vom Beklagten gezahlt worden sind. Somit konnte 
der Beklagte sich unschwer aus eigenen Unterlagen über die 
Richtigkeit und Zusammensetzung dieses Ansatzes unterrich­
ten.

Im Gegensatz zu den Ergebnissen des Berufungsgerichts 
war deshalb schon die erste Schlußrechnung der Klägerin 
prüfbar, ohne daß es auf Einzelheiten ankommt, die das Be­
rufungsgericht herausgestellt hat.
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III.

Das Berufungsurteil kann daher nicht bestehenbleiben, 
es ist aufzuheben. Da weitere Feststellungen, insbesondere 
zu den geltend gemachten Gegenforderungen, erforderlich 
sind, ist die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung, 
auch über die Kosten der Revision, an das Berufungsgericht 
zurückzuverweisen.

Thode Quack Wiebel

Kuffer Kniffka
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